
Stell dir vor es ist Wahl und keiner geht hin. Was würde geschehen, wenn kein Wähler seine 
Stimme abgeben würde? Viele würden behaupten, die Politik könnte dann tun was sie wollte.

Stell dir vor es ist Wahl und jeder geht hin. Was würde geschehen, wenn jeder Wähler seine 
Stimme abgeben würde? Viele würden behaupten, die Politik könnte nicht tun was sie wollte.

Stell dir vor es ist Wahl und egal ob die Wahllokale nun gähnend leer, oder gerammelt voll 
wären: die Politik würde so bleiben wie sie ist. Viele würden behaupten, dies sei nicht möglich. 
Viele würden behaupten, mit der Wahlbeteiligung sei die Politik steuerbar. Ich werde in diesem 
Beitrag darüber berichten, welchen Einfluss die Menschen durch ihre Wahlbeteiligung wirklich 
haben. Welchen Einfluss sie auf Politik, Finanzen und Gesetze haben. Was ist Fiktion, was 
nicht – Sie werden es erfahren. Viele meiner Leserinnen und Leser sind mit der politischen 
Wirklichkeit bereits bestens vertraut, andere vielleicht noch nicht. Um dieses Thema auch für 
den Laien verständlicher und begreifbarer zu machen, ist es notwendig, die Souveränität 
selbst – was mit ihr zusammenhängt und auch wovon sie abhängt – in diesen Aufsatz mit 
einfließen zu lassen.

Volkssouveränität bedeutet: Die Schaffung der Verfassung als politisch-rechtlicher Grundlage 
eines Gemeinwesens ist Sache des Volkes. Eine Verfassung ist nichts anderes als die in 
Rechtsform gebrachte Selbstverwirklichung der Freiheit eines Volkes. Ist das bei uns denn der 
Fall? Klaffen nicht geschriebene Verfassung und Realität so weit auseinander, dass das 
Grundgesetz seine Funktion weitestgehend ad absurdum führt und die Anreize für die Politiker 
nicht mehr so setzen kann, dass deren Entscheidungen möglichst zum Vorteil für die 
Gemeinschaft ausschlagen? Stehen nicht Kernvorschriften des Grundgesetzes nur noch auf 
dem Papier? Wird nicht der Sinn wichtiger Verfassungsvorschriften geradezu ins Gegenteil 
verkehrt?

Das sind nicht nur juristische Fragen, sondern sie führen mitten ins Zentrum der 
Fehlentwicklungen: das Partizipationsdefizit und die mangelnde Handlungsfähigkeit der Politik.

Das Grundgesetz postuliert Gewaltenteilung* (Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG). Deshalb müssen 
Beamte aufgrund von Unvereinbarkeitsvorschriften ihre Rechte und Pflichten ruhen lassen, 
wenn sie ins Parlament eintreten. Das verlangt die Trennung von Legislative und Exekutive. 
Doch ausgerechnet die Spitzen der Exekutive: Kanzler, Minister und parlamentarische 
Staatssekretäre, gehören ganz ungerührt gleichzeitig dem Parlament an. „Kein Hintern ist so 
breit, dass jemand gleichzeitig auf der Regierungsbank und auf dem Abgeordnetenstuhl sitzen 
kann“, so formulierte es der Staatsrechtler und damalige Hamburger Senator Ingo von Münch. 
In Deutschland ist dies aber durchaus möglich, einen unglaublich breiten Hintern zu haben und 
gleichzeitig Kleidergröße 36 zu tragen.

Seit den Ursprüngen der modernen Demokratie unterscheidet die Verfassungstheorie zwischen 
verfassungsgebender Gewalt pouvoir constituant, die durch Erlass der Verfassung ausgeübt 
wird, und der durch die Verfassung geschaffenen Gewalt pouvoir constituté, die jeweils durch 
Abstimmungen eingesetzt wird. Die Verfassung soll die Voraussetzungen für bürgernahe und 
gute Politik schaffen und die Akteure daran hindern, statt dem Wohle des Volkes, ihr eigenes 
Wohl zu verfolgen. Sie hat vor allem drei Funktionen: die Staatsmacht demokratisch zu 
legitimieren, Machtmissbrauch zu verhindern und günstige Bedingungen für die 
Gemeinwohlgestaltung durch die Politik zu sichern. 
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In Bundesstaaten mit kommunaler Selbstverwaltung grenzt die Verfassung zusätzliche 
Kompetenzen von Bund, Ländern und Gemeinden voneinander ab. Demokratische Legitimation 
verlangt, dass die Verfassung selbst und damit auch alle von ihr geschaffenen Institutionen 
und die ihnen zugewiesenen Funktionen auf dem Willen des Volkes beruhen. Demokratische 
Legitimation verlangt weiter, dass die Mitglieder des Parlaments vom Volk gewählt werden und 
damit auch der Kanzler, der Bundespräsident (in Deutschland könnte man von der Macht eines 
machtlosen sprechen), die Verfassungsrichter und alle anderen vom Parlament gewählten 
Amtsträger müssen zumindest mittelbar demokratisch legitimiert sein. Günstige Bedingungen 
für gute Politik zu schaffen ist vor allem die Aufgabe des Wahlsystems, das den Kern des 
verfassungsrechtlichen Demokratieprinzips bildet. 

Der Sozialphilosoph John Rawls will allen einen „Schleier des Nichtwissens“ überstreifen, der 
ihnen ihre eigenen Interessen verbirgt und so wirkliche Unbefangenheit schafft – ähnlich dem 
Bild der Justitia, deren Augen verbunden sind, damit sie „ohne Ansehen der Person“, also 
unbeeinflusst und gerecht, entscheiden kann. Diese Zentrale Vorraussetzung für eine gute 
Verfassung, die Unabhängigkeit des Verfassungsgesetzgebers, liegt in unserer Republik nicht 
vor. Grundlegende Bestimmungen, die eigentlich in die Verfassung gehören, werden 
stattdessen dem einfachen Gesetzgeber überlassen. Beispiele sind Wahlgesetze, 
Abgeordneten- und Ministergesetze, sowie das Parteiengesetz. Sie sind materielles
Verfassungsrecht, stehen aber dennoch nicht im Grundgesetz .

Die Verfassung (von der ständig die Rede ist) heißt bis heute: Das Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland. Außerdem ist es nicht das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland. Ein Grundgesetz ist definitiv keine Verfassung. Der Art. 146 GG ist der auf 
unbestimmte Zeit eingesetzte „Schluss- und Übergangsartikel“. Ein Grundgesetz kann und 
darf nicht mit einer Verfassung gleichgestellt oder „herbeigeredet“ werden, wie es seit 
Entstehung der Bundesrepublik in Deutschland der Fall ist. Die Unterschiede beider 
Begriffsbestimmungen können gar nicht unterschiedlicher sein.

Die politische Klasse hat das Wahlrecht so verfälscht, dass es dem Wähler keine Wahl mehr 
lässt und den Wettbewerb der Personen und Parteien zugunsten der Etablierten verzerrt. Die 
viel beschworene Volkssouveränität, die die Basis unseres ganzen demokratischen 
Staatsaufbaus darstellt, ist bei genauerem Hinsehen nichts weiter als eine reine Fiktion. Weder 
beruht das Grundgesetz ** von 1949 auf Entscheidungen des Volkes, noch hat das deutsche 
Volk heute über die europäische Verfassung (die nun nicht mehr so heißen darf) mit zu 
entscheiden – und über Erweiterungen der EU schon gar nicht. Wahlen sind nun mal der 
Schlüssel für die Legitimation von Demokratie.

Das gilt besonders für rein repräsentative Systeme wie eine Bundesrepublik in Deutschland 
und die Europäische Union, in denen – mangels direktdemokratischer Elemente – Wahlen das 
einzige Instrument sind, mit dem die Gesamtheit der Bürger Einfluss auf die Politik, auf die 
Organe und ihre Entscheidungen nehmen kann. Der zentrale Prüfstein der Demokratie hängt 
von der Ausgestaltung der Parlamentswahlen ab. Um es mit den Worten des spanischen 
Kulturphilosophen, Ortega Gasset zu sagen: „Das Heil der Demokratie hängt von einer 
geringfügigen technischen Einzelheit ab: vom Wahlrecht. Alles andere ist sekundär.“

Die Vielzahl der Wahlen zum Bundestag, zu 16 Landesparlamenten und zu tausenden von 
Kreistagen, Stadt- und Gemeindevertretungen erweckt zwar den Eindruck, die Bürger hätten 
unheimlich viel zu sagen, aber der Schein trügt. Wer seine Stimme abgibt, hat nichts mehr zu 



sagen. Das darf (und soll) natürlich im doppelten Sinn verstanden werden. Wir sollten jedoch 
wissen, warum die Dinge sind, wie sie sind. Wo die meisten der Bürger nicht durchblicken ist: 
nicht etwa die undemokratische Staatssimulation, es ist das Wahlsystem, und das Wahlsystem 
geht mit dem Wahlgesetz Hand in Hand. Auf 75% der Pöstchen im Bundestag, hat der Bürger 
nämlich überhaupt keinen Einfluss, selbst wenn ein Kandidat prozentual im Keller liegt. Durch 
Direktmandate und Listenplätze wählen Parteien ihre Sprösslinge selbst aus.

Dort wird nicht nach Gemeinwohlorientierung der Figuren bewertet, sondern nach Proporz. 
Wer am wenigsten Rückrad hat, gewinnt. In den sogenannten Hochburgen der Union, oder der 
SPD kann die dominierende Partei den Bürger ihren Wahlkreisabgeordneten diktieren. Und wer 
im Wahlkreis verliert, kommt nicht selten doch ins Parlament. Die Parteien überlisten den 
Bürger, indem sie ihre Wahlkreiskandidaten über die Liste absichern. Denn wer auf den 
starren – nicht vom Wähler zu beeinflussenden – Listen ganz weit oben steht, dem kann der 
Wähler auch nicht mehr gefährlich werden. Könnte man wirklich auswählen, ohne dieses 
unterjochte Wahlsystem, würden nicht wenige „Repräsentanten“ sogleich hinweggefegt. 

Die Wähler wissen nicht einmal, wem ihre Zweitstimme zum Einzug ins Parlament verhilft, 
obwohl dies (einschließlich der sogenannten Überhangmandate) die Mehrheit der 
Abgeordneten ist. Und welcher Wähler schaut schon in die Landeslisten, um sich nach Mister X 
und Misses Y zu erkundigen. Es wäre aber auch Zeitverschwendung, weil nicht erkennbar ist, 
wer nach Abzug der Direktkandidaten noch übrig ist. Zeitverschwendung auch deswegen, weil 
der Wähler ohnehin keinen Einfluss auf die Listen hat. Um dieses Dilemma verständlicher zu 
machen, bediene ich mich an einem Beispiel aus der Wirtschaft:

Kein privates oder öffentliches Unternehmen stellt Personen (Mitarbeiter/Angestellte) ein, die 
es nicht vorher auch gründlich auf ihre Eignung geprüft hat. Nur das Großunternehmen 
„Bundesrepublik Deutschland“ mit mehr als 80 Millionen Einwohnern liefert sein politisches 
Schicksal Personen aus, die es nicht ausgewählt hat und deren Namen es oft nicht einmal 
kennt. Die mutierte Rolle der Abgeordneten ändert auch die Geschäftsgrundlage für ihre 
Bezahlung. Was sich ändert, sollte sich jeder vor Augen führen: Wer nicht von den Bürgern, 
sondern von der Partei gewählt und von ihrer fortbestehenden Gunst existenziell abhängig ist, 
hat seiner Partei für die Verschaffung des Pöstchens dankbar zu sein und als Gegenleistung 
„Parteisteuern“ zu entrichten. 

Ein solcher in die Fraktionsdisziplin und Partei eingebundener Funktionär ist hinsichtlich seiner 
Bedeutung und Verantwortung ganz anders einzuschätzen als der von Artikel 38 Grundgesetz 
geforderte unabhängige, wirklich demokratisch legitimierte Repräsentant des Volkes. „Der 
Souverän hat entschieden“, kennen Sie diese Worte? Wer das Wahlrecht reformieren will, 
muss auf jede Menge ideologisches Sperrfeuer gefasst sein. Die politische Klasse wird am 
Status quo festhalten, denn eine Reform könnte ja die Monopolmacht, über Fortbestand des 
eigenen Status zu entscheiden, erheblich schmälern. Man brüstet sich immer wieder mit der 
Behauptung, die Bürger hätten sich ihre Abgeordneten selbst ausgewählt. Sie hätten die 
Repräsentanten, die sie verdienten, und müssen sich auch deren Mängel selbst zuschreiben. 

Abgeordnete, Kommunalvertreter und sonstige Inhaber von öffentlichen Ämtern müssen ihren 
Parteien – zusätzlich zum Mitgliedsbeitrag – Teile ihrer Bezüge abtreten, sozusagen als 
Gegenleistung für das jeweilige Pöstchen. Hier zeigt sich sehr deutlich, wem die Politiker in 
Wahrheit ihren Status verdanken, nämlich den Parteien und nicht den Bürgern, die – entgegen 
den Verfassungen und der demokratischen Idee – nichts zu sagen haben. Solche 
Sonderabgaben pendeln sich leicht bei 500 €uro monatlich ein. Bei den Grünen können die 
Beträge noch viel höher ansteigen, weil die Partei – wie bei einer echten Steuer –
Unterhaltspflichten der Abgeordneten gegenüber geschiedenen Eheleuten und Kindern 
berücksichtigt werden. 



Jeder fünfte €uro stammt bei den Grünen aus Parteisteuern. Im Jahre 2005 betrug die Summe 
aller Parteien rund 52 Millionen €uro. Da Zahlungen an Parteien über 10000 €uro im Jahr (je 
Abgeordneter) veröffentlicht werden müssen, ist der Grund, warum diese Größenordnung für 
das Jahr 2005 bekannt wurde.

So entrichtete zum Beispiel die Bundesministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul 15138
€uro für das Pöstchen an ihre Partei.

Quelle: Sonderdruck - Deutscher Bundestag 16. Wahlperiode 108. Auflage Stand Januar 2008

Der Bundestagsabgeordnete Hubertus Heil ist etwas besser davon gekommen, er 
hatte 11943 €uro locker zu machen.



Quelle: Sonderdruck - Deutscher Bundestag 16. Wahlperiode 108. Auflage Stand Januar 2008
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Parteisteuern laufen auf indirekte Staatsfinanzierung der Parteien hinaus, denn sie werden 
praktisch bei der Bemessung der staatlichen Bezahlung draufgeschlagen. Die absolute 
Obergrenze staatlicher Zuschüsse – welche vom Verfassungsgericht im Jahre 1968 festgelegt 
wurde – wird somit unterlaufen. Die Parteisteuern werden den Abgeordneten unter 
Ausnutzung ihrer Abhängigkeit von der Partei abgepresst. Wer nicht zahlt, läuft Gefahr bei der 
nächsten „Wahl“ nicht wieder aufgestellt zu werden. Gut, es bietet sich an dieser Stelle ebenso 
an, die Diätenerhöhung anzusprechen. Denn der Druck auf die Repräsentanten widerspricht 
dem Sinn der Diäten, die ja zur Sicherung der Unabhängigkeit der Abgeordneten gewährt 
werden, so schreibt es Art. 48 Grundgesetz ausdrücklich vor. 

Was lernen wir daraus? Parteisteuern sind nicht nur problematisch, sondern 
verfassungswidrig. Wie abhängig die Damen und Herren eigentlich sind, müsste jedem klar 
werden, wenn man bedenkt, dass die Schatzmeister die Parteisteuern dennoch eintreiben. 
Nebenbei werden die illegalen Parteisteuern auch noch doppelt begünstigt, also staatlich 
subventioniert. Die Zuwendungen sind Steuerbegünstigt, d.h. die Politiker setzen ihren Preis 
für das Pöstchen zur hälfte von der Steuer ab. Zusätzlich erhält die Partei einen staatlichen 
Zuschuss von 38 Prozent. Die Subventionsquote liegt in der Regel immer über 50 Prozent. Das 
heiße Eisen wurde sogar einmal angesprochen, aber nur um der “Konkurrenzpartei” NPD an 
den Karren zu fahren. 

Der Berliner Innensenator Ehrhard Körting rechnete im Sommer 2007 vor, dass diese Partei zu 
64,5 Prozent vom Steuerzahler finanziert wird. Er zog auch den Steuerausfall mit ein. Die 
Aussagen Körthings sind völlig korrekt, nur wenn man schon so rechnet, dann sollte man auch 
erwähnen, dass der Staatsanteil der übrigen Systemparteien, auch stets über 50 Prozent liegt. 
Die Doppelte Begünstigung von Zuwendungen soll die Verwurzelung der Parteien in der 
Bürgerschaft finanziell belohnen, aber dies impliziert Freiwilligkeit. Parteisteuern sind aber 
genau das Gegenteil: Weder kommen sie von der Bürgerschaft, noch erfolgen sie freiwillig. 
Der Komplex der Parteisteuern ist also in dreifacher Ausführung verfassungswidrig:



� Abpressen widerspricht dem Sinn der Diäten, die Unabhängigkeit des Abgeordneten zu 
sichern, und unterläuft die Obergrenze für die parteiliche Staatsfinanzierung. 

� Die doppelte Subventionierung von Parteisteuern, durch Verwurzelung von Prämien, läuft 
dem verfassungsrechtlichen Sinn zuwider.

� Ebenfalls verfassungswidrig ist die staatliche Begünstigung überhöhter Beiträge, die die 
Schatzmeister gerade wegen der Parteisteuern durchgesetzt haben.

Was hier wirklich geschieht: das Bekämpfen politischer Gegner, wobei jeder Gegner ist, der in 
irgendeiner Weise den Platz an den Hebeln des Machtapparates streitig machen könnte. Ja, 
man könnte auch noch unzählige Beispiele von Barrieren zum Schutz der Pöstchen aufzählen, 
die dann auf der Tagesordnung einzelner Akteure stehen. Oft genügt ein Blick in die 
Systemprintmedien oder die moderne Variante, die Flimmerkiste. Man treibt die sogenannte 
Sau durchs Dorf. Mit übelster Propaganda (eimerweise brauner Lack ist sehr beliebt, das geht 
immer) werden „Konkurrenten“ ins Nirwana gestänkert. Ob es sich da immer um Extremismus 
handelt, den man versucht “vom Volke abzuwenden”, sei mal dahingestellt. Der Bürger muss 
die Möglichkeit erhalten, die Listen zu verändern, wie dies auch in vielen Ländern vorgesehen 
ist. Wohlgemerkt, der Bürger hat die Möglichkeit die Länderverfassungen zu ändern, aber er 
muss dies auch wissen. 

Wir wissen auch, dass Amts- und Mandatsträger sich ungern selbst infrage stellen, und suchen 
lieber nach Gründen, den Status quo möglichst wenig zu verändern, am besten gar nicht. 
Doch die Lage ist eine völlig andere. Die Direktwahl, die es damals nur in Süddeutschland gab, 
hat einen beispiellosen Siegeszug durch ganz Deutschland erlebt. Heute können die 
Bürgermeister in allen 13 Flächenländern und die Landräte in 11 Flächenländern (außer 
Bayern und Baden-Württemberg) direkt vom Volk in den jeweiligen Kommunen gewählt 
werden. Doch wie kann der Weg dorthin überwunden werden? Der Schlüssel ist ein 
Referendum vom 20. Januar 1991 in Hessen, bei dem 82 Prozent der Abstimmenden für die 
Direktwahl der Bürgermeister und Landräte votierten. Die Initiative ging vom damaligen CDU-
Ministerpräsidenten Walter Wallmann aus. 

Wallmann hat die Reform im Alleingang auf die politische Tagesordnung gesetzt und mit dem 
populären Thema auch gleichzeitig bei der stattfindenden Landtagswahl Punkte für sich 
verbuchen können. Der Wahlkampf gelang aber nicht, die CDU verlor die Wahl. Die hessische 
Volksabstimmung machte jedoch in anderen Ländern hellhörig und trug dazu bei, die 
Direktwahl der kommunalen Spitze auch dort durchzusetzen. Was die Politiker beeindruckte, 
war die Höhe des Votumsergebnis: Die 82-Prozent zeigten, dass es in der Bevölkerung in 
diesem Punkt fast so etwas wie einen Konsens gab, obwohl Grüne und SPD opponiert hatten. 
Das Volk war mit dem Herzen dabei, weil sich jemand dafür einsetzte, es teilhaben zu lassen.

Und, lässt man das Volk denn teilhaben? Geht es den Etablierten denn darum, dem Volk seine 
Aufmerksamkeit zu schenken, sich darum zu bemühen, dass Volk zu vertreten, Schaden von 
ihm zu wenden? 

„Nur die Fähigsten in die staatlichen Ämter.“ Die Geschichtsbücher lehren uns diesen 
Grundsatz, als große Errungenschaft der Demokratie. Privilegien, die mit der Qualifikation für 
das Amt nichts zu tun haben, sollten ein für alle Mal beseitigt werden. Doch wenn man etwas 
verändern will, so muss man auch wissen, wo die Schwachstellen zu finden sind, man muss 
wissen, wie das System funktioniert und wer dieses System aufrecht erhält und welche Mittel 
dafür eingesetzt werden. Erinnern wir uns an die klassischen Worte des italienischen 
Soziologen Gaetano Mosca, „es gebe immer und in jeder Regierungsform eine politische 
Klasse, die sich die Macht und die Futterstelle des Staates unter den dreckigen Nagel reißt.“
Über staatliche Ämter zu verfügen, war seit jeher ein einflussreiches Mittel, über die 
Gefolgschaft zu wachen, sie zu lenken und auszuwählen. 



Und so betrachten auch die Vehikel der Neuzeit zur Macht, die Parteien, den Postenschacher 
als ihre wohlfeile Ressource. Dabei hat die Ämterpatronage ein dreifaches Ziel im Visier:

� die Belohnung von Parteigängern (Versorgungspatronage),

� die Sicherung der Macht (Herrschaftspatronage),

� die Demonstration des eigenen Einflusses nach außen (Demonstrationseffekt),

welcher eine Art Disziplin (als Effekt) auf alle anderen ausübt, die in diesem Staat etwas 
werden wollen, deren Kooperationsbereitschaft erhöht und somit wiederum die Macht der 
Parteien vermehrt. Ein weiteres Feld für Belohnungen dieser Art, bieten öffentliche 
Wirtschaftsunternehmen. Fast keine Sparkasse (mittlerweile Finanzgruppe), kein 
Elektrizitätswerk, kein städtischer Verkehrsbetrieb, kein zum öffentlichen 
Dienstleistungssektor gehöriger Betrieb wird nicht auch als Versorgungsunternehmen für 
Parteigänger missbraucht. Die Landesbanken von Nordrhein-Westfalen und Sachsen sind ein 
Paradebeispiel. Dort hat die Unfähigkeit politisch infiltrierter Unternehmensführungen 
Milliarden Verluste verursacht. Dass die öffentliche Hand überhaupt Unternehmen hält, wird 
regelmäßig mit Scheinargumenten gerechtfertigt, die in der Praxis so gut wie nie erfüllt, oft 
nicht einmal formuliert werden.

Auch für die Parteikassen lohnt die Patronage. Als Gegenleistung haben die Begünstigten aus 
ihrem Amtsgehalt laufende Sonderzahlungen an ihre jeweilige Partei abzuführen. Da alle 
Patronage betreiben – auf Bundes-, Landes-, Kommunal- und Europaebene, nur mit 
unterschiedlichen politischen Vorzeichen -, pflegt keine Partei die andere wegen dieses 
Beutesystem öffentlich zu kritisieren. Im Gegenteil, jede will mit den anderen Parteien 
möglichst gleichziehen. So nährt sich die Ämterpatronage durch Ämterpatronage – ein 
Teufelskreis, ein Strudel der immer tiefer in den Sumpf fährt. Ein Gefangenendilemma. Das 
Ausmaß im Innern des Gemeinwesens wird vor der Öffentlichkeit einträchtig abgeschirmt –
durch ein Kartell des Schweigens, des Bagatellisierens. Um der strategischen Absicherung 
wegen, ist die politische Klasse besonders scharf auf Schlüsselstellungen. 

Dazu gehört die sogenannte Demokratieerziehung, wie die Bundes- und Landeszentralen für 
politische Bildung, die sie im Proporz zu besetzen pflegt. Ja, alles ist illegal: Nach den 
Beamtengesetzen und dem Grundgesetz ist die meist verdeckte Form der Privilegierung der 
einen und die Diskriminierung der anderen streng verboten. Sie reduziert die 
Leistungsfähigkeit des öffentlichen Dienstes und bläht ihn zugleich auf. Und dennoch: Wer 
nicht das richtige oder gar kein Parteibuch besitzt, hat im öffentlichen Dienst so gut wie keine 
Chance.

Die Parteien beschreiten auf solchen rechtswidrigen Wegen auch alle möglichen 
Kontrollinstanzen mit ihren Leuten zu besetzen. Dies gelingt zwar nicht überall, aber leider 
werden es nicht weniger, da es keinerlei Kontrollen oder Gesetze dagegen gibt, die den 
Souverän davor schützen könnten. Macht dehnt sich solange aus, bis sie an wirksame Grenzen 
stößt, und diese werden immer weiter hinausgeschoben und auch durchlässiger, weil die 
Parteien sich diesen Instanzen – die diese Grenzen setzen – bemächtigt. Davon betroffen sind 
vor allem 

� wichtige Positionen in den öffentlichen-rechtlichen Rundfunk und Fernsehanstalten,

� Sachverständigenkommissionen und Einrichtungen der wissenschaftlichen Politikberatung,

� hohe Gerichte, auch Verfassungsgerichte,



� und die Spitzen der Rechnungshöfe. 

Hier werden die wichtigsten Bereiche unterwandert, die die Politik und deren Zöglinge 
eigentlich überwachen sollten. Das schwächt nicht nur die Kontrolle in Bezug auf parteilich 
bedingte Fehlentwicklungen, es unterläuft auch den Gedanken der bereits erwähnten 
Gewaltenteilung. Sie erinnern sich: geteiltes Leid ist halbes Leid; getrenntes Leid, leidet jeder 
für sich. Warum unternimmt selbst das Bundesverfassungsgericht nichts gegen 
Ämterpatronage – trotz der offensichtlichen Verfassungswidrigkeit? „Wer im Glashaus sitzt 
sollte nicht mit Steinen schmeißen“, denn seine Mitglieder werden ebenfalls von den Parteien 
bestimmt. Oft werden auch aktive Parteipolitiker berufen. Vielleicht um die Rechtsprechung 
zugunsten der politischen Klasse, der Parteien und ihren Zöglingen zu beeinflussen?

Im Bundesverfassungsgericht hat sich jenseits aller geschriebenen Regeln, eine von der 
politischen Klasse sehr ungern thematisierte Praxis eingespielt: Die eine Hälfte der 16 Richter 
werden ganz ungeniert von der CDU/CSU bestimmt, die andere Hälfte von der SPD, wobei – in 
der Zeit kleinerer Koalitionen – die größere Regierungspartei ihrem Koalitionspartner ein 
Pöstchen überlässt. Das geschieht unter Totalausschluss der Öffentlichkeit in einem Ausschuss 
des Bundestages und nicht im Plenum, wie es das Grundgesetz vorschreibt. Diese Zunft noch 
als verfassungsgemäß abzusegnen, fällt selbst Staatsrechtslehrern schwer. Rainer Wahl und 
Wilhelm K. Geck haben das Unaussprechliche mutig und gegen alle Political Correctness beim 
Namen genannt: „Die Besetzung des Verfassungsgerichts ist verfassungswidrig“.

Es gäbe noch unzählige Beispiele, was diese Republik und ihre staatliche Simulation angeht. 
Aber es bringt nichts, ständig über den Brechreiz zu sprechen, wenn der Patient eigentlich an 
einer Parteienvergiftung leidet. Aber was passiert denn bei einer „Wahl“ eigentlich? Damit 
erteilen wir dieser Zunft das Recht, die Macht über uns alle auszuüben, frei Schnautze. Zuletzt 
möchte ich eine Kleinigkeit aus Art. 20 Abs. 2 Grundgesetz ansprechen – nämlich eine große 
Kleinigkeit. 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen
und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der 
Rechtsprechung ausgeübt.

Interessant wird dieser Satz erst, wenn man ihn umkehrt: 

(2) Das Volk geht davon aus, dass es in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere 
Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung, die 
Staatsgewalt ausübt. 

Und, wurde der Inhalt aus dem Zusammenhang gerissen, oder ist der Inhalt verständlicher 
geworden? Die Staatsgewalt geht zwar vom Volke aus, aber nur in Wahlen, nicht durch 
Abstimmungen. Der Unterschied ist von größter Bedeutung.

Definition Abstimmung: die Staatsgewalt wird durch Volksabstimmung und nach dem Willen
des Volkes entschieden. Das Staatsvolk hat über die Staatsgewalt zu beraten und zu 
beschließen und es legitimiert und bestimmt ihre Vertretung nach Innen und Außen.

Definition Wahl: die Staatsgewalt wird in Wahlen durch den Wunsch des Volkes geäußert. Das 
Wahlvolk legitimiert durch die Wahl, seine Vertretung nach Innen und Außen.

Ein Wunsch ist noch lange kein Wille. Die Vertreter selbst, also direkt-demokratisch durch 
Abstimmung auszuwählen und zu legitimieren, würde auf dem Willen des Volkes beruhen. Die 
Wahl ist der Wunsch, zwischen Pest und Cholera, zwischen Schweinegrippe und Merkelgrippe, 
wählen zu dürfen. Dieser Wunsch wird Ihnen ja auch erfüllt, alle Jahre wieder. Wünschen Sie 
sich die Freiheit über ihr Schicksal selbst zu entscheiden, oder ist es der Wille, über Ihr 



Schicksal selbst zu entscheiden – in Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit? Denken Sie bitte 
zukünftig daran, wenn Sie Ihre Stimme abgeben und zwei Kreuzchen auf den Wahlzettel 
machen. 

Ich kann leider keine Lösung anbieten, denn es gibt kein Rezept für die Freiheit. Aber es gibt 
die Möglichkeit, die Dinge beim Namen zu nennen, die Möglichkeit, das System – mit dem wir 
alle in Schach gehalten werden – interessierten Mitmenschen verständlicher zu machen. Wer 
dieses System wenigstens halbwegs verstehen möchte, muss lernen zu übersetzen was sie 
(die Politiker) wirklich sagen. Letztlich gibt es nur eine Kraft, die in der Lage ist, der politische 
Klasse die Schranken zu weisen und in eine freiheitlich demokratische Grundordnung, die 
ihren Namen wirklich verdient, einzubinden: Das Volk selbst.


